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Erster Abschnitt 
Mieterhöhungsverfahren, barwertige Rückzahlung, 

Kooperationsvertrag 

§ 1

Kündigungs- und Überlegungsfrist 
bei Mieterhöhungen

Erhöht sich die Miete einer mit öffentlichen Mitteln geförderten 
Wohnung, abgesehen von Erhöhungen nach den §§ 559 und 560 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs, um mindestens 10 vom Hundert oder in-
nerhalb von vier Jahren um mindestens 15 vom Hundert, so kann der 
Mieter bis zum Ablauf des dritten Monats nach dem Monat, in dem 

die Mieterhöhungserklärung zugegangen ist (Überlegungsfrist), au-
ßerordentlich mit Wirkung bis spätestens zum Ablauf des sechsten 
Monats nach Zugang der Erklärung kündigen. Kündigt der Mieter 
 !!"#$%&'() "*"#(+# *,()%*(- ",."#$/&,! *0(*1(,# ,,() "(- ","#$2$3!4(
nicht ein. Andernfalls tritt die Mieterhöhung nach Ablauf der Über-
legungsfrist ein.

§ 2

Härtefallregelung

(1) Macht der Verfügungsberechtigte einer mit Aufwendungshil-
5"!( 4"52#)"#,"!( 61$!3!40( )"#"!( "#*,"( +2#)"#7$%*"( 89#3!)52#:
derung) nach dem 31. Dezember 2002 endet, nach Ablauf der 
Grundförderung eine Mieterhöhung geltend, so hat der Mieter bei 
Vorliegen einer besonderen Härte Anspruch auf Mietausgleich oder 
Umzugskostenhilfe. Der Höchstbetrag des degressiv gewährten 
Mietausgleichs bemisst sich am Mittelwert der ortsüblichen Ver-
gleichsmiete nicht preisgebundener Wohnungen nach dem jeweils 
aktuellen Berliner Mietspiegel. Kündigt der Mieter die Wohnung 
und weist er das Vorliegen einer besonderen Härte nach, so wird eine 
einmalige Umzugskostenhilfe gewährt. Ein Antrag auf Mietaus-
gleich ist bis zum Ablauf von zehn Jahren nach Ende der Grundför-
derung zulässig.

(2) Näheres zur Gewährung von Mietausgleich und Umzugskos-
tenhilfe nach Absatz 1 regeln Verwaltungsvorschriften der für das 
Wohnen zuständigen Senatsverwaltung.

§ 3

Vorzeitige Rückzahlung der Aufwendungsdarlehen, 
vertragliche Vereinbarung zur Miete

(1) Bei Wohngebäuden, die in den Wohnungsbauprogrammen ab 
;<=>(? ,(255"!,& @$"!(- ,,"&!(  !(+1#?(.1!(A35B"!)3!4*)%#&"$"!(
und Aufwendungszuschüssen gefördert wurden (geförderte Ob-
C"D,"E0(D2!!"!() "( ?(F%$?"!()"#(+2#)"#3!4('"B && 4,"!(A35B"!-
dungsdarlehen im Rahmen eines Kooperationsvertrages nach § 4 
unter Vereinbarung von Mietpreisbindungen zum Barwert befristet 
bis zum Ablauf des 31. Dezember 2013 zurückgezahlt werden. Die 
Barwertberechnung erfolgt auf das Datum der Rückzahlung. Sie 
schließt die über die planmäßige Laufzeit der Aufwendungsdarlehen 
zu entrichtenden Verwaltungskostenbeiträge ein. Die planmäßige 
Auszahlung weiterer Aufwendungshilfen wird zum Stichtag der bar-
wertigen Rückzahlung beendet, wobei planmäßig noch nicht ausge-
zahlte Aufwendungshilfen barwertig auf den Rückzahlungsbetrag 
%!4"#"@$!",(B"#)"!G(H "(I/,J"(;(' *(K(L!)"!(%35() "(%'()"?(61$-
nungsbauprogrammjahr 1989 mit Baudarlehen der Investitionsbank 
Berlin sowie ergänzenden Aufwendungsdarlehen geförderten Ob-
jekte keine Anwendung.

(2) Von dem nach Absatz 1 berechneten Rückzahlungsbetrag kann 
auf der Grundlage von Kooperationsverträgen nach § 4 in Abhän-
gigkeit von den jeweiligen Mietenregelungen ein Abzug in Höhe 
von bis zu 10 vom Hundert des nach Absatz 1 berechneten Rückzah-
lungsbetrages erfolgen.

(3) Näheres zu Konditionen und Verfahrensregelungen zur Rück-
zahlung von Aufwendungsdarlehen einschließlich der Bestimmung 
der Miethöhe und des Zeitraumes für ein Barwertangebot nach Maß-
gabe der Absätze 1 und 2 regeln Verwaltungsvorschriften.

Gesetz

über den Sozialen Wohnungsbau in Berlin 

(Wohnraumgesetz Berlin – WoG Bln)

Vom 1. Juli 2011
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1. der Übertragung der Befugnis zur wirtschaftlichen Nutzung ei-
nes Grundstücks oder einer Wohnung oder

2. des Übergangs des wirtschaftlichen Interesses am Grund stücks- 
1)"#(61$!3!4*" 4"!,3?(1)"#()"*('"*, ??"!)"!(M !N3**"*(%35(
die Gesellschaft, die Grundstücks- oder Woh nungseigentümerin 
ist, auf einen Dritten,

unverzüglich schriftlich zu unterrichten.

(3) Liegt die verlangte Miete zum Zeitpunkt des Endes der Eigen-
schaft „öffentlich gefördert“ gemäß Absatz 1 über der ortsüblichen 
Vergleichsmiete, so reduziert sich diese mit dem Eintreten des Endes 
der Eigenschaft „öffentlich gefördert“ auf die ortsübliche Ver-
gleichsmiete. Die Investitionsbank Berlin hat die Mieter entspre-
chend zu unterrichten.

§ 6

Mietwohnungsbau – Ende der Eigenschaft 
„öffentlich gefördert“ bei freiwilliger 

nicht vollständiger Rückzahlung

(1) Werden die für eine Wohnung als Darlehen bewilligten öffent-
& @$"!(- ,,"&(1$!"(#"@$,& @$"(O"#7N @$,3!4(3!,"#(9"B/$#3!4(" !"*(
Schuldnachlasses vorzeitig zurückgezahlt, so gilt die Woh nung als 
öffentlich gefördert bis zum Ablauf des 20. Kalenderjahres nach 
dem Jahr der vollständigen Rückzahlung des vereinbarten Betrages, 
längstens jedoch bis zum Ablauf des Kalenderjahres, in dem die 
H%#&"$"!(!%@$(-%P4%'"()"#(Q &43!4*'") !43!4"!(.1&&*,/!) 4(J3-
rückgezahlt wären.

(2) Ist das Aufwendungsdarlehen nach Maßgabe des Absatzes 1 
vorzeitig zum Barwert zurückgezahlt, so endet die Eigenschaft „öf-
fentlich gefördert“ für jede zweite der ab diesem Zeitpunkt im geför-
derten Objekt frei werdende Wohnung. Mindestens die Hälfte der in 
)"?(R'C"D,('"L!)& @$"!(61$!3!4"!(3!,"#& "4,(B" ,"#$ !(7&%!?/P 4(
auf Dauer den öffentlichen Bindungen mit einer verbleibenden Bin-
dungsdauer von 20 Jahren. Abweichende Vereinbarungen nach 
Satz 1 sind im Rahmen von Kooperationsverträgen nach § 4 zulässig. 
Der Verfügungsberechtigte hat dem zuständigen Bezirksamt nach 
)"?(+#" B"#)"!() "(61$!3!4"!(? ,J3," &"!0(5S#() "() "(M 4"!*@$%5,(
„öffentlich gefördert“ gemäß Satz 1 besteht, bleibt oder endet. Durch 
Vereinbarungen mit dem zuständigen Bezirksamt können Bindungen 
mit Zustimmung der zuständigen Stelle auf Ersatzwohnungen des 
Verfügungsberechtigten übertragen werden, die dann noch mindes-
tens 20 Jahre die Eigenschaft „öffentlich gefördert“ haben.

§ 7

Mietwohnungsbau – Ende der Eigenschaft 
„öffentlich gefördert“ bei Erlass und unbefristeter 

Niederschlagung sowie Notverkauf mit Zustimmung 
der Bewilligungsstelle

(1) Sind die für eine Wohnung als Darlehen bewilligten öffentli-
chen Mittel gemäß § 59 Absatz 1 Satz 1 der Landes haushaltsordnung 
teilweise oder vollständig erlassen oder unbefristet niedergeschla-
gen worden, so gilt die Wohnung als öffentlich gefördert bis zum 
Ablauf des Kalenderjahres, in dem die Darlehen nach Maßgabe der 
Q &43!4*'") !43!4"!(.1&&*,/!) 4(J3#S@D4"J%$&,(B/#"!G

(2) Sofern im Rahmen eines Notverkaufs mit Zustimmung der 
Bewilligungsstelle oder des Gläubigers der öffentlichen Mittel als 
Alternative zu einer andernfalls drohenden Zwangsversteigerung 
)"*(4"52#)"#,"!(R'C"D,"*(" !(M 4"!,3?*B"@$*"&(*,%,,L!)",0( !()"*-
sen Zuge mit dem Erwerber ein Schuldverhältnis über die im Rah-
men des Verkaufs nicht vollständig zurückgeführten öffent lichen 
Mittel nicht begründet oder fortgesetzt wird, endet die Eigenschaft 
„öffentlich gefördert“ zum Ablauf des dritten Kalen derjahres nach 
vollzogener Eigentumsumschreibung. Das Schuldverhältnis über 
die öffentlichen Mittel mit dem Veräußerer bleibt hiervon unberührt. 
H"#(M#B"#'"#(  *,(  ?(T%35."#,#%4( J3( ."#7N @$,"!0( ) "(- ","#( .1?(
Umstand und voraussichtlichen Zeitpunkt des Endes der Eigen-
*@$%5,(U255"!,& @$(4"52#)"#,V(J3( !51#? "#"!(3!)() "*"(O"#7N @$,3!4(

§ 4

Kooperationsvertrag

Abweichend von § 7 Absatz 4 des Wohnungsbindungsgesetzes in 
)"#(+%**3!4()"#(W"D%!!,?%@$3!4(.1?(;XG(I"7,"?'"#(>YY;(8W9W&G(Z(
S. 2404), das zuletzt durch Artikel 87 der Verordnung vom 31. Ok-
tober 2006 (BGBl. I S. 2407) geändert worden ist, und § 15 Absatz 1 
des Wohnraumförderungsgesetzes vom 13. September 2001 (BGBl. 
I S. 2376), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 9. Dezem-
ber 2010 (BGBl. I S. 1885) geändert worden ist, können Kooperati-
onsverträge auch Regelungen über Mietpreisbindungen nach § 3 
Absatz 2 und über die Eigenschaft „öffentlich gefördert“ gemäß § 6 
Absatz 2 dieses Gesetzes beinhalten.

Zweiter Abschnitt 
Ende der Eigenschaft „öffentlich gefördert“

§ 5

Ende der Eigenschaft „öffentlich gefördert“ bei 
Objekten, die keine Anschlussförderung erhalten haben

8;E(W" (? ,(255"!,& @$"!(- ,,"&!( !(+1#?(.1!(A35B"!)3!4*$ &5"!(
4"52#)"#,"!(R'C"D,"!0()"#"!("#*,"(+2#)"#7$%*"(? ,(" !"#(H%3"#(.1!(
15 Jahren (Grundförderung) nach dem 31. Dezember 2002 ausläuft, 
endet die Eigenschaft „öffentlich gefördert“ 

;G(  ?(+%&&"( )"#([B%!4*."#*," 4"#3!4()"*(9#3!)*,S@D*( 1)"#(M#'-
baurechts mit der Erteilung des Zuschlags; 

>G(  ?(+%&&"(" !"*(5#" $/!) 4"!(O"#D%35*( ?([" ,73!D,()"#(B #D*%-
men Übertragung des Eigentums an dem Grundstück oder der 
Wohnung auf den Erwerber;

XG(  ?(+%&&"()"#(\'"#,#%43!4()"#(W"534! *(J3#(B #,*@$%5,& @$"!(]3,-
zung des Grundstücks oder der Wohnung auf einen Dritten, ins-
'"*1!)"#"()3#@$(+/&&"()"#(\'"#,#%43!4()"*(B #,*@$%5,& @$"!(M -
gentums im Sinne des § 39 Absatz 2 Nummer 1 der 
Abgabenordnung, oder durch die Einräumung eines Nieß-
brauchsrechts oder einer Reallast;

4. mit der Eintragung des Beitritts neuer Gesellschafter bezie-
hungsweise eines Wechsels von Gesellschaftern einer Komman-
ditgesellschaft, die Verfügungsberechtigte des betreffenden 
Grundstücks oder der betreffenden Wohnungen ist, in das Han-
delsregister, sobald die Summe der Haftsummen aller nach In-
krafttreten dieses Gesetzes beigetretenen Kom manditisten die 
Summe der Haftsummen jener Komman ditisten, die vor Inkraft-
treten dieses Gesetzes Gesellschafter der Kommanditgesell-
schaft waren, übersteigt;

5. mit Eintragung der Auswechslung des Komplementärs einer 
Kommanditgesellschaft, die Verfügungsberechtigte des betref-
fenden Grundstücks oder der betreffenden Wohnungen ist, in 
das Handelsregister;

6. mit der Veräußerung von mehr als 50 vom Hundert der Gesell-
schaftsanteile an der Komplementär-Gesellschaft einer Kom-
manditgesellschaft, die Verfügungsberechtigte des betreffenden 
Grundstücks oder der betreffenden Wohnungen ist, zu dem Zeit-
punkt, zu dem der Erwerber seine Rechte gegenüber der Kom-
plementär-Gesellschaft erstmalig ausüben darf; 

=G(  !(+/&&"!0() "(? ,()"!(]3??"#!(X(' *(^(B #,*@$%5,& @$(4&" @$(4"-
lagert sind, insbesondere indem – ohne dass ein Wechsel des Ver-
fügungsberechtigten an dem betreffenden Grundstück oder der 
betreffenden Wohnung eintritt – das überwiegende wirtschaftli-
che Interesse am Grundstücks- oder Wohnungseigentum oder der 
'"*, ??"!)"( M !N3**( %35( ) "( 9"*"&&*@$%5,0( ) "( 9#3!)*,S@D*:(
oder Wohnungseigentümerin ist, von den bisherigen Gesell-
schaftern auf Dritte, insbesondere neue Gesellschafter, übergeht.

(2) Der Verfügungsberechtigte hat die Investitionsbank Berlin in 
*/?,& @$"!(+/&&"!()"*(A'*%,J"*(;0(  !*'"*1!)"#"(%3@$(.1!(A#,(3!)(
Umfang



Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin      67. Jahrgang      Nr. 17       9. Juli 2011 321

schluss dieser Zahlungsvereinbarung. Erfolgt nach Umwandlung 
einer öffentlich geförderten Mietwohnung in eine Eigentumswoh-
nung die Eigennutzung des Berechtigten, so gilt die Wohnung vom 
Beginn der Selbstnutzung an nicht mehr als öffentlich gefördert.

§ 11

Überleitungsvorschrift für das Ende der 
Eigenschaft „öffentlich gefördert“ bei vorzeitiger nicht 

vollständiger Rückzahlung aufgrund Vertrages, 
Erlasses oder Niederschlagung

(1) Ist der vertraglich vereinbarte Betrag zum Barwert vor dem 
Inkrafttreten dieses Gesetzes in Höhe von mindestens 95 vom Hun-
)"#,(8"#*,"#(Q" &'",#%4E(J3#S@D4"J%$&,(B1#)"!(3!)(B #)()"#(."#'&" -
'"!)"( W",#%4( 8JB" ,"#( Q" &'",#%4E(  !!"#$%&'( .1!( JB2&5( -1!%,"!(
!%@$(Z!D#%5,,#","!() "*"*(9"*",J"*('"J%$&,0(*1('"4 !!,() "(+# *,()"*(
_(̀ (A'*%,J(>('"#" ,*(%?(Q%4(!%@$()"#(FS@DJ%$&3!4()"*("#*,"!(Q" &'"-
trages.

(2) Bei einer vollständigen Rückzahlung des vereinbarten Be-
trages nach § 9 vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes gilt das selbst-
4"!3,J,"( 61$!" 4"!,3?( %&*( 255"!,& @$( 4"52#)"#,( ' *( J3?( Q%4( )"*(
Inkrafttretens dieses Gesetzes. Eine Eigentumswohnung, die durch 
Umwandlung einer öffentlich geförderten Mietwohnung entstanden 
ist, gilt als selbstgenutzt, wenn sie vom Verfügungsberechtigten oder 
seinen Angehörigen als Berechtigte im Sinne des Wohnungsbin-
dungsgesetzes und des Wohnraumförderungsgesetzes tatsächlich 
persönlich genutzt wird (selbstgenutztes Wohneigentum); erfolgt in 
) "*"?(+%&&"() "(I"&'*,!3,J3!4(!%@$()"#(FS@DJ%$&3!40( *1(4 &,() "(
Wohnung bis zum Beginn der Selbstnutzung als öffentlich gefördert.

(3) Wurde die Ratenzahlung nach § 10 vor dem Inkrafttreten die-
*"*(9"*",J"*(."#" !'%#,(3!)(B3#)"!() "(+2#)"#? ,,"&('" (O"#/3P"-
rung des Wohneigentums nicht oder nicht vollständig auf den Er-
werber übertragen, so endet für das selbstgenutzte Wohneigentum 
mit Inkrafttreten dieses Gesetzes die Eigenschaft „öffentlich geför-
dert“. Sind neben den Darlehen Zuschüsse zur Deckung der laufen-
den Aufwendungen oder Zinszuschüsse aus öffentlichen Mitteln 
bewilligt worden, so gilt das selbstgenutzte Wohneigentum min-
destens bis zum Ablauf des Kalenderjahres als öffentlich gefördert, 
in dem der Zeitraum endet, für den sich die laufenden Aufwendun-
4"!()3#@$() "(9"B/$#3!4()"#([3*@$S**"(."#? !)"#!(8+2#)"#3!4*-
zeitraum), wenn dieser Zeitpunkt nach dem Inkrafttreten dieses Ge-
setzes liegt. Endet der Zeitraum gemäß Satz 2 vor dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes, so endet die Eigenschaft „öffentlich gefördert“ mit 
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes.

(4) Liegt der Zeitpunkt des Erlasses beziehungsweise der unbe-
fristeten Niederschlagung nach § 10 Absatz 1 vor dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes, so gilt das selbstgenutzte Wohneigentum als öffent-
lich gefördert bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes. Sind neben den 
Darlehen Zuschüsse zur Deckung der laufenden Aufwendungen 
oder Zinszuschüsse aus öffentlichen Mitteln bewilligt worden, so 
gilt das selbstgenutzte Wohneigentum mindestens bis zum Ablauf 
des Kalenderjahres als öffentlich gefördert, in dem der Zeitraum en-
det, für den sich die laufenden Aufwendungen durch die Gewährung 
)"#([3*@$S**"(."#? !)"#!(8+2#)"#3!4*J" ,#%3?EG(M#51&4,() "(M 4"!-
nutzung des Berechtigten nach Umwandlung einer öffentlich geför-
derten Mietwohnung in eine Eigentumswohnung nach Abschluss 
der Erlassvereinbarung oder der Bestandskraft des Verwaltungsak-
tes, der den Erlass ausspricht, beziehungsweise nach der unbefriste-
ten Niederschlagung, so gilt die Wohnung bis zum Beginn der 
Selbstnutzung, mindestens bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes als 
öffentlich gefördert.

' *(J3?(+# *,%'&%35(%3@$("."!,3"&&"!(F"@$,*!%@$51&4"#!(%35J3"#&"-
gen.

8XE(H "(A'*/,J"(;(3!)(>(L!)"!(%35() "( !(_(^('"*, ??,"!(R'C"D,"(
keine Anwendung.

§ 8

Wohneigentum – Ende der Eigenschaft 
„öffentlich gefördert“ bei vollständiger Rückzahlung

(1) Wurde der Wohnraum als selbstgenutztes Wohneigentum (Ei-
genheim, Eigensiedlung oder selbstgenutzte Eigentumswohnung) 
gefördert, so gilt die Wohnung als öffentlich gefördert bis zum Zeit-
73!D,()"*(7&%!?/P 4"!(M!)"*()"*(+2#)"#J" ,#%3?"*G( Z?(+%&&"()"#(
%3**@$& "P& @$"!(+2#)"#3!4(? ,([3*@$S**"!("!)"!() "(255"!,& @$"!(
Wohnungsbindungen mit dem Verzicht auf die weitere Auszahlung 
der Zuschüsse. Bei planmäßiger oder vorzeitiger vollständiger 
Rückzahlung der Darlehen aus öffentlichen Mitteln enden die öf-
fentlichen Wohnungsbindungen mit der vollständigen Rückzahlung 
) "*"#(H%#&"$"!G(H "*(4 &,(%3@$( ?(+%&&"()"#(.1&&*,/!) 4"!(FS@DJ%$-
lung wegen Kündigung.

(2) Sind die öffentlichen Mittel für zwei Wohnungen eines Eigen-
heimes oder eines Kaufeigenheimes bewilligt worden (Hauptwoh-
nung und Einliegerwohnung), so endet die Bindung auch für die 
einzelne Wohnung, wenn der auf sie entfallende Anteil der als Dar-
lehen gewährten Mittel zurückgezahlt und/oder der anteilige Zu-
schussbetrag nicht mehr gezahlt wird.

(3) Eine Eigentumswohnung, die durch Umwandlung einer öf-
fentlich geförderten Mietwohnung entstanden ist, gilt als selbstge-
nutzt, wenn sie vom Verfügungsberechtigten oder seinen Angehöri-
gen als Berechtigte im Sinne dieses Gesetzes tatsächlich persönlich 
4"!3,J,(B #)a("#51&4,( !() "*"?(+%&&"() "(I"&'*,!3,J3!4(!%@$(FS@D-
zahlung, so gilt die Wohnung vom Beginn der Selbstnutzung an 
nicht mehr als öffentlich gefördert.

§ 9

Wohneigentum – Ende der Eigenschaft 
„öffentlich gefördert“ bei freiwilliger vorzeitiger 

nicht vollständiger Rückzahlung

Sind die für selbstgenutztes Wohneigentum als Darlehen bewillig-
ten öffentlichen Mittel aufgrund eines Schuldnachlasses nicht voll-
ständig zurückgezahlt worden, so gilt die Wohnung als öffentlich 
gefördert bis zum Zeitpunkt der vollständigen Rückzahlung des ver-
einbarten Betrages.

§ 10

Wohneigentum – Ende der Eigenschaft 
„öffentlich gefördert“ bei Erlass, Niederschlagung oder 

besonderer Zahlungsvereinbarung nach einer aus 
wirtschaftlichen Gründen zwingend erforderlichen 

Veräußerung

(1) Sind die für das selbstgenutzte Wohneigentum als Darlehen 
bewilligten öffentlichen Mittel gemäß § 59 Absatz 1 Satz 1 der Lan-
deshaushaltsordnung erlassen oder unbefristet niedergeschla gen 
worden, so gilt die Wohnung als öffentlich gefördert bis zum Zeit-
punkt des Abschlusses der Erlassvereinbarung oder der Bestands-
kraft des Verwaltungsaktes, der den Erlass enthält, oder bis zum 
Zeitpunkt der unbefristeten Niederschlagung. Erfolgt die Selbstnut-
zung des Berechtigten nach Umwandlung einer öffentlich geförder-
ten Mietwohnung in eine Eigentumswohnung nach Abschluss der 
Erlassvereinbarung oder der Bestandskraft des Verwaltungsaktes, 
der den Erlass enthält, oder nach der unbefristeten Niederschlagung, 
so gilt die Wohnung vom Beginn der Selbstnutzung an nicht mehr 
als öffentlich gefördert.

(2) Wird nach einer aus wirtschaftlichen Gründen zwingend erfor-
derlichen Veräußerung der für das selbstgenutzte Wohneigentum als 
Darlehen bewilligten öffentlichen Mittel die Rückzahlung in Raten 
vereinbart, so gilt die Wohnung als öffentlich gefördert bis zum Ab-
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§ 14

Aufgaben und Zuständigkeiten
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Gesetzes ist die Investitionsbank Berlin.

(2) Zuständige Senatsverwaltung nach diesem Gesetz ist die für 
das Wohnen zuständige Senatsverwaltung.

§ 15

Inkrafttreten
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Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 1. Juli 2011

Der Präsident des Abgeordnetenhauses von Berlin

Walter M o m p e r

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Regierende Bürgermeister

Klaus W o w e r e i t

Dritter Abschnitt 

Übergangs- und Schlussbestimmungen

§ 12

Erlass von Verwaltungsvorschriften

Verwaltungsvorschriften zur Ausführung dieses Gesetzes erlässt 
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nanzen zuständigen Senatsverwaltung.

§ 13

Überleitungsbestimmungen für Maßnahmen 

und Entscheidungen nach altem Recht

Vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes wirksam gewordene Ent-

scheidungen gelten weiter. Ist über einen Antrag im Zeitpunkt des 

Inkrafttretens dieses Gesetzes nicht bestandskräftig entschieden, so 

L!)"!() "(J3?(A!,#%4*J" ,73!D,(?%P4"'"!)"!(O1#*@$# 5,"!(B" ,"#-

hin Anwendung. Das für andere Verwaltungsverfahren geltende 

Recht bleibt unberührt.


